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ARBEITSBLATT
Stand: 01.04.2011

Textteil zum Bebauungsplan Nr. 042  „Umsiedlung Holz“ 
 

A Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß BauGB und BauNVO  
 

1. Art der baulichen Nutzung 
 

1.1 Allgemeine Wohngebiete  (WA) 
 

 Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO sind nicht zulässig.  
 

1.2 Dorfgebiete (MD) 
 

 Die gemäß § 5 Abs. 2 BauNVO zulässigen Nutzungen: 
Nr. 4 - Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, Nr. 9 -  
Tankstellen, sind nicht zulässig.  
 

 In den MD-Gebieten sind Betriebe mit einer Tierintensivhaltung gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO in Verbindung mit § 1 
Abs. 9 BauNVO nicht zulässig. 
(Tierintensivhaltung betreiben Betriebe, die sich überwiegend auf die (Auf)-Zucht von Tieren oder auf deren Mast 
(Kälber, Schweine, Bullen, Geflügel) oder Eierproduktion spezialisiert haben.) 
 

 Betriebsgebäude, die der Tierhaltung dienen, sind nur innerhalb der Baufläche „b“ zulässig. 
 

 Die gemäß § 5 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2  
BauNVO sind nicht zulässig.  
 

 Hinweis: 
Aufgrund der VDI-Richtlinien Nr. 3471 und 3472 werden bestimmte Abstandsregelungen für Tierhaltung gegenüber 
Wohnnutzungen erforderlich, die im Baugenehmigungsverfahren zu beachten sind.  
Zur Einhaltung der Richtlinien wird empfohlen, die landwirtschaftliche Tierhaltung auf maximal 25 Rinder incl.  
Nachzucht, 20 Pferde bzw. 200 Hühner pro Betrieb zu beschränken.  
Als Aufstallungsform sollte das Einstreuverfahren (Strohaufstallung) Verwendung finden. 
 

  
1.3  Mischgebiete (MI)  

 
In Mischgebieten sind die gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO zulässigen Nutzungen Nr. 7 – Tankstellen und Nr.8 -  
Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO nicht zulässig. 
 

 In der Baufläche „b“ sind Wohnungen allgemein nicht zulässig.  
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter sind als Ausnahme 
zulässig.  

 Die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2  
BauNVO werden ausgeschlossen.  
 

1.4 Sonstige Sondergebiete (§ 11 BauNVO)  
 

 Im Sondergebiet (SO - SB-Markt) sind großflächige Einzelhandelsbetriebe für die Branchen: 
 Lebensmittel einschließlich Randsortimente und begleitende Einzelhandelsbetriebe zulässig. 

Die Verkaufsflächen werden für den SB-Markt auf max. 850 m², für den Getränkemarkt auf 400 m² beschränkt. 
Insgesamt darf die Verkaufsfläche einschließlich der begleitenden Einzelhandelsbetriebe (Bäckerei, Metzgerei) max. 
2.000 m² erreichen.   
 

 Im Sondergebiet (SO - Möbelmarkt) sind großflächige Einzelhandelsbetriebe für die Branchen: 
 Möbel- und Teppichfachmarkt einschließlich Randsortimente mit einer Ausstellungs- und Verkaufsfläche bis maximal 

3.850 m²,  zulässig. 
 

2. Stellplätze und Garagen 
 

2.1 In den allgemeinen Wohngebieten (WA), Dorfgebieten (MD) sind Garagen oder Stellplätze gemäß § 12 Abs. 6  
BauNVO außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche (ungeachtet ihrer Zulässigkeit innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche) bis zu einer Anzahl von maximal drei Unterstellplätzen je Baugrundstück zulässig.  
 

2.2 Die im Bebauungsplan festgesetzten Flächen für Gemeinschaftsstellplätze (GSt) gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 22 werden den 
Wohngebieten WA1 und WA2 zugeordnet.  
 

3. Nebenanlagen  
 

 In den Dorf- und Mischgebieten (MD und MI) sind untergeordnete Nebenanlagen (z. B. Kleintierställe) und 
Einrichtungen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO bis zu einer Größe von 60 m³ umbauter Raum außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
 

4. 
 
4.1 

Überbaubare Grundstücksflächen 
 
Bauzonen 

 Die überbaubaren Grundstücksflächen werden in Bauzonen gegliedert. 
• Hauptbauzone (Planeinschrieb „a“).  
• Anbauzone (Planeinschrieb „b“).   
 

 Die Gebäude der überbaubaren Fläche „b“ dürfen 50 % der Gebäudebreite des Baukörpers der überbaubaren Fläche 
„a“ nicht überschreiten.  
 

 Ausgenommen von dieser Regelung sind landwirtschaftliche und gewerbliche Betriebsgebäude in den Gebieten MD 
und MI. 
  

 Gebäude die mit einer Traufhöhe von bis zu 4,50 m errichtet werden, dürfen die Bautiefe der Hauptbauzone „a“ ohne 
Versatz bis zu 2,00 m überschreiten. 
 

4.2 Baulinien 
 Bei der offenen Bauweise bleiben die landesrechtlichen Bestimmungen über die  seitlichen Abstandsflächen von der  

Baulinie unberührt. Die seitlichen Abstände können die rechtlich notwendigen Abstandsflächen überschreiten. 
 

 Garagen dürfen von der Baulinie zurücktreten.  
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7.3 Immissionsschutz im Zuge des Neubaus der Umgehungsstraße für die vorhandene Bebauung innerhalb und 

außerhalb des Plangebietes 
  

Zur verkehrlichen Erschließung des Plangebietes ist der Bau einer Umgehungsstraße festgesetzt. Ansprüche auf 
Lärmschutz aus dem Neubau und der Anbindung dieser Straße an das vorhandene Straßennetz sind, im Zuge der 
Entwurfsplanung für die ggf. betroffenen vorhandenen Gebäude innerhalb und außerhalb des Plangebietes, durch eine 
Immissionsprognose  festzustellen und nach der 16. BlmSchV (Verkehrslärmschutzverordnung) zu beurteilen und 
umzusetzen. Abschirmende Maßnahmen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes (aktive Maßnahmen) werden nicht 
vorgesehen, so daß notwendige Schallschutzmaßnahmen für schutzbedürftige Räume in baulichen Anlagen nach den 
Vorgaben der 24. BlmSchV (Verkehrswegeschallschutzmaßnahmenverordnung) zu dimensionieren und auszuführen 
sind. 
Von dieser Regelung betroffen sind möglicherweise die Gebäude im Kreuzungsbereich Poststraße / Umgehungsstraße 
Hochneukirch-Neuholz / Nordring. Unabhängig hiervon gelten für Neubauten oder Veränderungen an den Gebäuden 
Poststraße 44 die Vorgaben gemäß Ziffer 7.2.  
  

8. Grünordnerische Festsetzungen 
 
8.1 

 
Ausgleichsflächen "Wäldchen"   A 1 

  
Die festgesetzten Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB im Nordwesten und östlich des Zentrums des Bebauungsplangebietes sind gemäß dem 
landschaftspflegerischen Fachbeitrag mit waldähnlichen Gehölzen zu bepflanzen. 
              

 Flächenaufteilung : min.  49  %  Wald 
    min. 16  %  Gehölze 
 max. 32  %  Brache 
 max.   3  %  teilversiegelte Wegefläche 
 

8.2 Ausgleichsflächen "Verbundstreifen"   A 2 
 

 Die durchgehende Nord-Süd verlaufende Grünachse, die die Ausgleichsfläche „Wäldchen“(A1) in Richtung 
Hochneukirch verbindet und in einen 20 m Streifen entlang des Nordringes übergeht mit der Festsetzung  Flächen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB ist gemäß 
dem landschaftspflegerischen Fachbeitrag mit  freiwachsenden, landschaftsgerechten Hecken auf der Grenze zwischen 
Ausgleichsfläche und Bebauung zu bepflanzen. Die Freiflächen sind zu Wildkrautfluren mittels unterschiedlicher 
Pflegekonzepte zu entwickeln.  
 

 Flächenaufteilung : min.  39  %  Gehölze 
    max. 57  %  Wildkrautfläche 
 max.   4  %   teilversiegelte Wegfläche 
 min.   4        Bäume je 1.000 m² 
 

8.3 Ausgleichsflächen an der L 19  A 3 
  

Die festgesetzten Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB im Westen des Plangebietes sind gemäß dem landschaftspflegerischen Fachbeitrag anzulegen.  
 
Flächenaufteilung : min.   35 %  Gehölzflächen 
 max.  65 %  Brache  
 min.    4      Bäume je 1.000 m² 
 

 

8.5 Baumwiesen an der Umgehungsstraße   A 5 
 

 Die festgesetzten Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB zwischen dem nordöstlichen Ortsrand und der Umgehungsstraße ist gemäß dem 
landschaftspflegerischen Fachbeitrag mit landschaftsgerechten Laub- und Obstbäumen anzulegen und mit Hecken 
anzupflanzen. Die Freiflächen sind zu Wildkrautfluren oder Wiesenflächen zu entwickeln.  
 

 Flächenaufteilung:  min. 100  m   Hecken 
 max.  17  %   Gehölze 
 min.   83  %   Wiesenfläche 
 min.    3  Bäume je 1.000 m² 
 

8.6 Westliche Ortsrandeingrünung   A 6 
 

 Die festgesetzte Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, gem. § 9 Abs. 1 Nr. 
25a BauGB am westlichen Rand des Umsiedlungsstandortes ist gemäß dem landschaftspflegerischem Fachbeitrag mit 
Gehölzen anzupflanzen.  
Die nicht bepflanzten Flächen sind zu Wildkrautfluren zu entwickeln.  
 

 Flächenaufteilung:  min.   65  %   Gehölzflächen 
 max.  35  %   Wildkrautfläche 
 

8.7 Lärmschutzanlage an der L19  A 7 
 

 Die festgesetzten Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmisionsschutzgesetzes, gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
(Lärmschutzwall) im Südwesten und Nordwesten des Plangebietes entlang der L 19 sind gemäß dem 
landschaftspflegerischem Fachbeitrag mit Bäumen und Gehölzen zu bepflanzen und mit einer Wildkrauteinsaat 
einzusäen.  
 

 Flächenaufteilung : min. 65  %  Gehölze  
 max. 35  %  Wildkrautfläche 
 

8.8 Lärmschutzanlage an der Bahnlinie   A 8  
 

 Die festgesetzten Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmisionsschutzgesetzes, gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
(Lärmschutzwand) entlang der Bahnlinie ist gemäß dem landschaftspflegerischen Fachbeitrag zu bepflanzen.  
 

 Flächenaufteilung:  min.     65  %   Gehölze 
 max.    35  %    Brache 
 

8.9 Grünstreifen zum Mischgebiet   A 9  
 

 Die festgesetzte Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, gem. § 9 Abs. 1 Nr. 
25a BauGB westlich des Mischgebietes ist mit Gehölzen mit Kräutersaum, gemäß dem landschaftspflegerischen 
Fachbeitrag anzulegen. Die nicht bepflanzten Flächen sind zu Wildkrautfluren zu entwickeln.  
 

 Flächenaufteilung: min.     58  %  Gehölzflächen 
 max.    42  %   Wildkrautflächen 
 

8.10 Friedhof   A 10 
  

Die festgesetzte private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Friedhof“ ist gemäß dem landschaftspflegerischen  
Fachbeitrag anzulegen.  
 

 Flächenaufteilung:  min.     45  %  Grabbepflanzungen 
 max.    30  %   Rasen 
 max.    15  %   teilversiegelte Wegefläche 
                                                                 max.    10  %  versiegelte Fläche 
 

8.11 Dorfplatz   A 11 
 

 Die festgesetzte öffentliche Grünfläche westlich der von-Werth- Straße mit der Zweckbestimmung „Parkanlage und 
Kinderspielplatz“ ist als multifunktionale Freifläche mit Parkcharakter, gemäß dem landschaftspflegerischen 
Fachbeitrag herzurichten.  
 

 Flächenaufteilung:  max.      2  %   Wald 
 min.     16  %   Gehölze 
 max.    76  %   Landschaftsrasen 
 max.      6  %   versiegelte Wegefläche 
 min.       6        Bäume je 1.000 m² 
 

8.12 Spielplatz   A 12 
 

 Innerhalb des nördlichen Teiles der Ausgleichsflächen "Verbundstreifen" (A 2) ist ein Spielplatz anzulegen. Die für  
den Spielplatz vorzuhaltende Fläche beträgt ca. 500 m² und kann in verschiedene kleinere Flächen auf der  
Ausgleichsfläche verteilt werden.  
Die festgesetzte öffentliche Grünfläche gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB ist gemäß dem landschaftspflegerischen 
Fachbeitrag naturnah anzulegen.  
 

 Flächenaufteilung: min.     50  %   Sand 
 min.     40  %   Rasenfläche 
 max.    10   %   teilversiegelte Wegefläche 
 

8.13 Straßenbegleitgrün 
 

 Innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen sind Baumpflanzungen gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
vorzunehmen. Der Standort der dargestellten Straßenbäume ist verschiebbar. Die Anzahl der festgesetzten Bäume ist 
jedoch einzuhalten.  
 
Die Baumscheiben sind mit Bodendeckern zu bepflanzen bzw. als Wildkraut- und Landschaftsrasenfläche anzulegen.  
 

8.14 Private Grünflächen 
 

 Zu den ökologischen Ausgleichsflächen und den öffentlichen Grünflächen hin dürfen die privaten Grundstücksflächen  

10. Vorgärten 
 

 Vorgärten sind gärtnerisch zu gestalten. 
 

11. Einfriedungen 
 

 Mit Ausnahme der Bereiche, die aufgrund der Festsetzungen der abweichenden Bauweise mit Mauern oder Hecken 
geschlossen werden, dürfen Vorgärten zur öffentlichen Verkehrsfläche hin nur mit Mauern im Material der 
Hauptbaukörper, Holzzäunen oder Hecken aus heimischen Gehölzen eingefriedet werden. 
 

12. Werbeanlagen 
 
Werbeanlagen sind nur an dem einzelnen Betrieb bzw. auf der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
Hiervon ausgenommen sind Hinweisschilder entlang der Grundstückszufahrt. bzw. dem Zugang.  
Diese Hinweisschilder dürfen die Größe von 1,00 m² nicht überschreiten. Die Höhe einschließlich der 
Tragkonstruktion darf max. 3,00 m betragen. 
 
Werbeanlagen auf den Dächern sind nicht zulässig. Weiterhin sind blinkende und sich bewegende Werbeanlagen nicht 
zulässig 
 

B. 4 Für das Mischgebiet entlang der Bahnlinie gelten folgende gestalterische Festsetzungen: 
 

13. Dächer 
 

 Innerhalb der Hauptbauzone „a“ sind nur Satteldächer und Pultdächer von 15° - 30° Dachneigung zulässig.  
  

 Innerhalb der Bauzone „b“ sind zulässig: Flachdächer, Pult- und Satteldächer bis zu 15° Dachneigung sowie 
Segmenttonnendächer in den Proportionen:  Segmenthöhe / Radius von 1/4 bis 1/15.  
 

14. Dachgauben, Dachaufbauten 
 

 Dachgauben sind nur für Wohngebäude mit einer Dachneigung von 30 ° zulässig. 
 
Zulässig sind Flachdachgauben. Die Gesamtlänge der Dachgauben darf maximal 1/3 der jeweiligen Trauflänge 
betragen. Eine einzelne Dachgaube darf nicht breiter als 2,30 m sein. 
 
Zwischen zwei Dachgauben muß eine Dachfläche in einer Breite von mindestens 1,50 m als Abstand verbleiben. Von 
den Giebelwänden müssen die Gauben einen Abstand von ebenfalls mindestens 1,50 m einhalten. 
 
Dachaufbauten, die aus der Fassade entwickelt werden (Zwerchgiebel oder Flachdachgaube), dürfen eine Breite von 
5,00 m haben.  
 

15. Dachüberstände 
 

 Der Dachüberstand darf max. 0,30 m betragen. Der zulässige Dachüberstand wird im MI 1 Gebiet, auf 50cm erhöht. 
 
Von der Festsetzung unberührt bleibt die Zulässigkeit von Tür-, Tor-, Balkon- und Terrassenüberdachungen sowie 
Fahrzeug- und Anlieferungsüberdachungen. 
 

16. Dachmaterialien 
 

 Die Dacheindeckung ist in Zinkblech, verzinktem Stahlblech oder einbrennlackiertem Stahlblech auszuführen. 
 
Bei Dächern mit einer Neigung von 15° - 30° sind auch Ziegeleindeckungen in den Farbtönen anthrazit, braun und rot 
zulässig. 
 
Hochglänzende Oberflächen der Dacheindeckung sind unzulässig. 
 
Weiterhin sind begrünte Dächer sowie Einrichtungen der Solartechnik zulässig. 
 

17. Fassadenmaterialien: 
 

 Als Fassadenmaterialien sind zulässig: 
• Ziegel, rot oder rotbraun oder weiß gestrichen, 
• glatter Putz in weiß, ocker- oder ziegelfarben, 
• Kalksandstein, weiß geschlämmt, 
• Glas, 
• verzinkter oder einbrennlackierter Stahl, 
• Zinkblech. 
 

 Unzulässig sind: 
• Kunststoff, 
• Kupfer, 
• Faserzement, 
• Fliesen und Mosaik aus keramischen Material, 
• mauerwerksimitierende Verkleidungen. 
Einrichtungen der Solartechnik sind zulässig. 
 

18. Werbeanlagen 
 

 Werbeanlagen sind nur am einzelnen Betrieb und auf der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
 
Hiervon ausgenommen sind Hinweisschilder entlang der Grundstückszufahrt. bzw. dem Zugang.  
Diese Hinweisschilder dürfen die Größe von 1,00 m² nicht überschreiten. Die Höhe einschließlich der 
Tragkonstruktion darf max. 3,00 m betragen. 
 
Werbeanlagen auf den Dächern sind nicht zulässig. Weiterhin sind blinkende und sich bewegende Werbeanlagen nicht 
zulässig 
 

19. Einfriedungen 
 

 Einfriedungen sind zur Umgehungsstraße Hochneukirch-Neuholz hin nicht zulässig.  
 
Gegenüber der Umgehungsstraße Hochneukirch-Neuholz ist eine 70cm hohe Mauer, als Einfriedung der Stellplätze, 
mit Material des Hauptbaukörpers vorzusehen. 

B. 3 Für die allgemeinen Wohngebiete (WA) und Dorfgebiete (MD) gelten allgemein die folgenden gestalterischen 
Festsetzungen: 
 

5. Dachüberstände 
 

 Der Dachüberstand darf einschließlich der Dachrinne an der Traufseite maximal 0,80 m und am Ortgang 0,40 m 
betragen. 
Ausgenommen von dieser Regelung sind Überdachungen von Balkonen, Terrassen und Eingängen. 
 

6. Giebelständige Baukörper 
 

3. förmliche 
Änderung 

Giebelständige Baukörper dürfen maximal 11,00 m breit errichtet werden.  
 

7. Dachmaterialien 
 

 
 

Die Dachflächen sind einheitlich in den Farbtönen anthrazit, braun oder rot einzudecken.  
Einrichtungen der Solartechnik sind zulässig. 
 
Für die Dächer der Anbauzone „b“ ist zusätzlich eine Bedachung mit Glas, Gras, Zink oder Kupfer zulässig.  
 

8. Fassadenmaterialien 
 

 Als Fassadenmaterialien sind unzulässig: 
• Kunststoff, 
• Kupfer, 
• Faserzement, 
• Fliesen und Mosaik aus keramischen Material, 
• mauerwerksimitierende Verkleidungen. 
Solartechnische Anlagen werden von dieser Regelung nicht berührt. 
 

9. Grenzfassade zum Nachbarn 
 

 Sofern nicht sichergestellt ist, daß im Falle einer Grenzbebauung an die an der Grenze errichtete Fassade angebaut  
wird, so ist diese im Material der übrigen Fassaden des Gebäudes zu gestalten.  
 

 

8.4 Ausgleichsflächen an der Umgehungsstraße   A 4 
 

 Die festgesetzten Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB im Nordosten des Plangebietes, beidseitig der Wirtschaftswegeüberführung über die Bahn sowie 
auch westlich der Umgehungsstraße sind gemäß dem landschaftspflegerischen Fachbeitrag mit waldähnlichen 
Gehölzen und Strauch- und Kräutersäumen anzulegen. Die nicht bepflanzten Flächen sind zu Wildkrautfluren zu 
entwickeln. 
 

 Flächenaufteilung:  min. 18  %  Wald 
 min. 30  %  Gehölzflächen 

 max. 52  %  Brache  
 min.    1  Baum je 1.000 m² 

 
3. förmliche 
Änderung 

Die Baukörper der Anbauzone „b“ können überall auch Pultdächer mit einer Neigung von 20° - 45° erhalten. 
Erkervorbauten dürfen grundsätzlich zu allen Seiten eine eigene Dachform entwickeln. 
 

 Garagen dürfen Satteldächer, Walmdächer und Pultdächer bis 45° Neigung erhalten. Flachdächer dürfen sie dann 
erhalten, wenn ihre Außenwände im Material der Hauptbaukörper errichtet werden. Carports dürfen grundsätzlich 
Flachdächer erhalten.  
 

 In den MD-Gebieten sind für gewerblich genutzte Gebäude auch Satteldächer mit einer Neigung ab 20° gestattet. 
 

4. Dachgauben 
 

 Bei Dachgauben ist der obere Anfallspunkt mindestens 0,80 m unterhalb des Firstes anzusetzen. 
 

 Von den Giebelwänden müssen die Gauben einen Abstand von mindestens 1,10 m einhalten.  
 

 Bei einer Nutzung der Dachgeschosse über zwei Ebenen darf nur die untere Ebene mit Dachgauben versehen werden. 
Die obere Ebene kann Fenster im Giebel bzw. Dachflächenfenster erhalten. 
 

 

 Bei der abweichenden Bauweise kann auf der Baulinie ersatzweise mit einer Mauer von mindestens 1,80 m Höhe im 
Material der Baukörper angebaut werden. Anstatt einer Mauer ist auch eine Hecke aus heimischen Gehölzen in einer 
Mindesthöhe von 1,80 m zulässig. Toreinfahrten innerhalb der Mauer / Hecke sind gestattet. 
 

5. Höhe der baulichen Anlagen gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 
 

 In den Bereichen mit einer abweichenden Bauweise sind die Gebäude innerhalb der Hauptbauzone „a“ mit einer 
Traufhöhe von mindestens 4,20 m und maximal 7,00 m zu errichten. Die maximale Firsthöhe darf das Maß von 11,00 
m nicht überschreiten.  
 

 In den Gebieten WA und MD mit einer offenen Bauweise darf die maximale Traufhöhe innerhalb der Hauptbauzone 
„a“ das Maß von 6,00 m und die maximale  Firsthöhe das Maß von 10,00 m nicht überschreiten.   
 

 Die Bebauung der Anbauzone „b“ darf in den WA und MD-Gebieten eine maximale Traufhöhe von 6,00 m erreichen, 
jedoch die Traufhöhe des Hauptbaukörpers der überbaubaren Fläche „a“ nicht überschreiten. Die Firsthöhe muß 
mindestens 1,00 m niedriger sein, als die in der Baufläche „a“.  
 

 In den Mischgebieten (MI) darf die Traufhöhe in der Bauzone „a“ das Maß von 6,00 m nicht unterschreiten und das  
Maß von 7,5 m nicht überschreiten. 
Die maximale Firsthöhe darf 12,00 m erreichen. 
In der Bauzone „b“ darf die maximale Firsthöhe, bzw. Tonnensegmenthöhe insgesamt 11,00 m nicht überschreiten. 
 
Für den Änderungsbereich MI 1 gilt bezogen auf die Höhe der baulichen Anlagen: 
In dem Gebiet MI 1 wird eine maximale Traufhöhe von 7,50m festgelegt. 
Die maximale Firsthöhe darf,  12,50m nicht überschreiten. 
 

 Als Traufhöhe ist die Schnittlinie der Außenflächen von Außenwand und Dach im Sinne von § 6 Abs. 4 BauONW zu 
verstehen. 
 
Bezugspunkt für die Ermittlung der Trauf- und Firsthöhe ist die mittlere Höhe der Oberkante der Verkehrsfläche an 
die  das Grundstück grenzt. Maßgeblich ist die ausgebaute, ansonsten die geplante Straßenhöhe.  
 

 Balkonvorbauten und Dachterrassen sind gestattet, wenn die Oberkante ihres obersten Fertigfußbodens nicht höher als 
die  geforderte Traufhöhenbegrenzung innerhalb der jeweiligen Baufläche liegt und die oberste Umwehrung als 
transparente Gitterkonstruktion ausgebildet wird.  
 

6. Bauweisen 
Abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO 
 

 Die abweichende Bauweise (abw.) sieht folgende Wahlmöglichkeiten der Bebauung für die Bebauung innerhalb der 
Hauptbauzone „a“ vor.  
• einseitige Grenzbebauung 
• beidseitige Grenzbebauung 
• Bebauung mit Grenzabstand zu beiden seitlichen Grundstücksgrenzen 
 

 Bei der Bebauung mit Grenzabstand ist bei einer Traufhöhe von bis zu 4,20 m ein Mindestabstand von 3,00 m und bei 
einer Traufhöhe über 4,20 m bis zu 7,00 m ein Mindestabstand von 6,00 m zur seitlichen Grundstücksgrenze 
einzuhalten. 
 

 Da für die abweichende Bauweise eigene  Abstände definiert werden, gilt für die Gewährung eines Abstands unter 
6,00 m zur seitlichen Grundstücksgrenze die Bedingung, daß in diesem Fall die zur Belichtung notwendigen Fenster 
eines Raumes zum dauernden Aufenthalt nicht zu dieser Abstandsfläche hin liegen dürfen. 
 

 
 

An giebelständige Häuser darf nicht unmittelbar angebaut werden. 
 
Eine Ausnahme ist  zulässig, wenn  
1) wiederum giebelständig angebaut wird, 
2) das Dach des traufständigen Hauses auf das Dach des giebelständigen Hauses übergreift und 
3) bei einem gegenüber § 6 der BauONW reduzierten Abstand auf 1,00 m zwischen den Gebäuden die 

Außenwände beider Häuser als Brandwand ausgebildet werden. 
 

 Die Bebauung der Baufläche  „b“ muß die landesrechtlichen Bestimmungen über die seitlichen Abstandsflächen der 
offenen Bauweise einhalten.  
 

7. Festsetzungen zum Immissionsschutz 
 

7.1 Aktiver Schallschutz 
 Zur Minderung der Immissionen aus der DB-Strecke Köln-Mönchengladbach auf das Plangebiet ist eine 

Lärmschutzwand entlang der Westseite der DB-Strecke entsprechend der Planzeichnung festgesetzt. Die 
Lärmschutzwand ist beidseitig hochabsorbierend gemäß den Beschre ibungen der Gutachterlichen Stellungnahme zum 
Bebauungsplan Nr. 042 (GJ/29/99/BP/40) auszubilden. 
 
Zur Minderung der Immissionen auf das Wohngebiet (WA) im Südwesten und Nordwesten des Plangebietes an der 
 L 19 sind Lärmschutzwälle entsprechend der Planzeichnung festgesetzt. Die Erdwälle sind gemäß den Ausführungen 
der Gutachterlichen Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 042 (GJ/29/99/BP/40) in einer Höhe von ca. 3,50 m über 
Straßenniveau herzustellen. 
 

7.2 Passiver Schallschutz 
 Zur Gewährleistung eines ausreichenden Immissionsschutzes, gegenüber den das Plangebiet tangierenden und den im 

Plangebiet geführten Verkehrswegen (DB-Strecke, K 19, L 19 und der geplanten Umgehungsstraße Hochneukirch-
Neuholz) sind außer der festgesetzten Lärmschutzwand an der Bahnanlage und den Lärmschutzwällen an der L 19 
passive Schallschutzmaßnahmen für die Fassaden mit Ausrichtung zu den gekennzeichneten Baufensterbegrenzungen 
für die Raumarten gemäß DIN 4109 Ausgabe 11/1989, Tabelle 8, Spalte 4 und 5 vorzusehen. 
 
Die Anforderungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile ergeben sich aus der Immissionsprognose in der 
Gutachterlichen Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 042  (GJ/29/99/BP/40) in der Anlage zum Bebauungsplan. 
 
 
 

     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
 

 mit einem Sockel von max. 0,25 m über dem gewachsenen Boden enden. 
 
 Entlang den ökologischen Ausgleichsflächen und den öffentlichen Grünflächen dürfen auf privaten 
Grundstücksflächen nur Einfriedungen errichtet werden, deren geschlossene Bauteile nicht mehr als 50 % der offenen 
Zwischenräume ausmachen. Lebende Hecken gem. Pflanzliste sind zulässig. 
 

 Einfriedungen zu den fußläufigen Verbindungen sind einzugrünen.  
 
 

 Liste der hauptsächlich zu verwendenden Pflanzenarten 
 

 Verwendbar für Pflanzungen sowohl innerhalb des Planungsraumes als auch auf den Ausgleichsflächen 
 

 Bäume (Mindestqualität: Hochstamm, 3 x v. , STU 16 – 18 cm) 
 

 Acer pseudoplatanus  Bergahorn 
 Carpinus betulus Hainbuche 
 Fagus silvatica Rotbuche 
 Fraxinus excelsior Esche 
 Quercus petraea Traubeneiche 
 Quercus robur Stieleiche 
 Sorbus aucuparia Vogelbeere 
  

Sträucher (Mindestqualität: verpflanzter Strauch, 60 – 100 cm ) 
 

 Acer campestre Feldahorn 
 Cornus sanguinea Hartriegel 
 Corylus avellana Hasel 
 Crataegus monogyna Weißdorn 
 Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 
 Ilex aquifolia Stechpalme 
 Ligustrum vulgare Liguster 
 Populus tremula Zitterpappel 
 Prunus spinosa Schlehe 
 Rhamnus frangula Faulbaum 
 Rosa canina Hundsrose 
 Salix caprea Salweide 
  

Hecken (geschnitten) 
 

 

 Acer campestre Feldahorn 
 Carpinus betulus Hainbuche, Weißbuche 
 Crataegus monogyna Weißdorn 
 Fragus silvatica Rotbuche 
 Ligstrum vulgare i. Sp. Liguster 
 Taxus baccata Eibe 
   
 Kletterpflanzen (zur Mauerbegrünung) 
 selbstkletternd  

 
 Hedera i. Sp. Efeu 
 Hydrangea petiolaris  Kletterhortensie 
 Parthenocissus tricuspidata 

 
Wilder Wein 

 mit Kletterhilfe  
 Clematis i. Sp.  Waldrebe 
 Polygonum aubertii Brautschleier 
 Wisteria sinensis Blauregen 
9.     Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise 
 
9.1 Nachrichtliche Übernahme  - Wasserschutzzonen 

 
Das Plangebiet liegt zum Teil innerhalb der Schutzzone III B der Trinkwassergewinnungsanlage Hoppbruch der  
Stadtwerke Mönchengladbach. Die Gebote und Verbote der Schutzzonenverordnung vom 09.11.1995, erschienen im 
Amtsblatt Nr. 44/1995, sind zu beachten. Die Grenze der Wasserschutzzone ist im Bebauungsplan nachrichtlich 
dargestellt.  
 

9.2 Nachrichtliche Übernahme - Bodendenkmal 
 

 Vor einer Inanspruchnahme des im Bebauungsplan  gemäß § 9 Abs. 6 BauGB, nachrichtlich dargestellten Areals des 
ortsfesten Bodendenkmals ist im Rahmen eines denkmalrechtlichen Verfahrens gem. § 9 DSchG NW in diesem 
Bereich eine zusammenhängende, vollflächige und bauvorgreifende archäologische Untersuchung durchzuführen. 
 

9.3 Bodenverhältnisse 
 

 Gemäß der Bodenkarte des Landes Nordrhein-Westfalen, Blatt L 4904, sind im gesamten Plangebiet Böden 
vorhanden, die humoses Bodenmaterial enthalten.  
 

 Humose Böden sind empfindlich gegen Bodendruck und im allgemeinen kaum tragfähig. Erfahrungsgemäß wechseln  
die Bodenschichten auf kurzer Distanz in ihrer Verbreitung und Mächtigkeit, so daß selbst bei einer gleichmäßigen 
Belastung diese Böden mit unterschiedlichen Setzungen reagieren können.  
 

 Hier sind die Bauvorschriften der DIN 1054 „Zusätzliche Belastung des Baugrundes“ und der DIN 18196 „Erd- und  
Grundbau; Bodenklassifikation für bautechnische Zwecke“ sowie die Bestimmungen der Bauordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen zu beachten. 
 
 

9.4 Staatlicher Kampfmittelräumdienst 
 

 Der Staatliche Kampfmittelräumdienst empfiehlt aus Sicherheitsgründen, vor der Durchführung evtl. erforderlicher  
größerer Bohrungen (z.B. Pfahlgründung) Probebohrungen (70 – max- 120 mm Durchmesser) zu erstellen, die ggf. 
mit Kunststoff- oder Nichtmetallrohren zu versehen sind. Danach Überprüfung dieser Probebohrungen mit 
ferromagnetischen Sonden. Sämtliche Bohrarbeiten sind mit Vorsicht durchzuführen. Sie sind sofort einzustellen, 
sobald im gewachsenen Boden auf Widerstand gestoßen wird. 
In diesem Fall ist umgehend der Kampfmittelräumdienst zu benachrichtigen. 
 

 
B. Gestalterische Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 BauONW  
 
B.1     Für die Gestaltung der Dächer und Dachaufbauten im Ortskernbereich des Umsiedlungsstandortes 
                        (abweichende Bauweise) gelten die folgenden Festsetzungen: 
 
1. Dächer im Ortskern 

 
 In der Bauzone „a“ sind bei giebelständigen Gebäuden nur symmetrische Dächer zulässig.  

 
 Innerhalb der abweichenden Bauweise (Ortskern) sind nur Satteldächer mit einer Dachneigung von 30° - 45°zulässig.   

 
 Die Baukörper der Anbauzone „b“ können auch Pultdächer mit einer Neigung von 20° - 45° erhalten. 

 
 3. förmliche 
Änderung 

Krüppelwalmdächer sind zulässig, wenn die Dachneigung für alle Dachflächen jeweils einheitlich 40° - 45° beträgt  
und die Höhe der Abwalmung - in der senkrechten Projektion zur Wand gemessen - maximal 1/3 der Höhe des 
Giebeldreiecks ( gleich  Firsthöhe - Traufhöhe ) beträgt. Erkervorbauten dürfen grundsätzlich zu allen Seiten eine 
Eigene Dachform entwickeln. 
 

3. förmliche 
Änderung 

Garagen dürfen Satteldächer, Walmdächer und Pultdächer bis 45° Neigung erhalten. Flachdächer dürfen sie dann  
erhalten, wenn ihre Außenwände im Material der Hauptbaukörper errichtet werden. Carports dürfen grundsätzlich 
Flachdächer erhalten.  
 

2. Dachgauben im Ortskern 
 

 Innerhalb der abweichenden Bauweise sind nur Schleppdachgauben, Flachdachgauben sowie Satteldachgauben mit  
senkrechten seitlichen Wandabschlüssen zulässig. 
Die Summe der einzelnen Dachaufbauten (Dachgaube und Zwerchgiebel) darf max. 50 % der Trauflänge betragen. 
 
Eine einzelne Dachgaube darf nicht breiter als 1,80 m sein. 
 

 Zwischen zwei Dachgauben muß eine Dachfläche in einer Breite von mindestens 1,00 m als Abstand verbleiben. Von 
den Giebelwänden müssen die Gauben einen Abstand von mindestens 1,10 m einhalten. 
 

 Dachaufbauten die aus der Fassade entwickelt sind (Zwerchgiebel oder Flachdachgaube) dürfen eine Breite von bis zu 
3,50 m haben.  
 

 Dachgauben dürfen ausnahmsweise dann eine Breite von maximal 4,50 m erreichen, wenn sie als Schleppgauben 
ausgebildet sind und vor der Dachgaube eine über die Gesamtlänge der Traufe verlaufende Dachfläche verbleibt.  

 Die senkrechte vordere Ansichtsfläche darf bei diesen Schleppdachgauben eine Höhe von 1,50m nicht überschreiten 
und nicht als Massivkonstruktion ausgebildet sein.  
Der obere Anfallspunkt der Gauben muß mindestens 0,80m unterhalb des Firstes liegen. 
 

 Bei einer Nutzung der Dachgeschosse über zwei Ebenen darf nur  die untere Ebene mit Dachgauben versehen werden. 
 

 
 

Die obere Ebene kann Fenster im Giebel bzw. Dachflächenfenster erhalten. 

 

B. 2     Für die Gestaltung der Dächer und Dachaufbauten der Bereiche außerhalb des Ortskerns (allgemeine 
                        Wohngebiete und Dorfgebiete mit einer festgesetzten offenen Bauweise) gelten die folgenden  
                        gestalterischen Festsetzungen:  
 
3. Dächer  

 
 In den Bereichen mit einer offenen Bauweise sind Satteldächer, Krüppelwalmdächer und Walmdächer mit einer 

Dachneigung von 30° - 45° zulässig.  
 

 In der Bauzone „a“ sind bei giebelständigen Gebäuden nur symmetrische Dächer zulässig. 
 

 

Verfahrensvermerke 
1. Aufstellungsbeschluß 
 
Der Rat der Gemeinde Jüchen hat am  30.06.1997  gem. § 2 Abs.1 
BauGB die Aufstellung dieses Bebauungsplanes beschlossen. 
Dieser Beschluß wurde am  17.07.1997 ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Jüchen, den _________________ 
 
___________________________ 
(Bürgermeister) 
 
2. Bürgerbeteiligung und Beteiligung der Träger Öffentlicher Belange 
 
Über die Ziele und Zwecke dieser Planung sind die Bürger gemäß § 3 Abs.1 BauGB nach 
ortsüblicher Bekanntmachung am  16.10.1997 in der Zeit vom 16.10.1997 bis  15.12.1997 
unterrichtet worden. 
Dabei wurde ihnen Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. 
 
Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs.1 BauGB 
erfolgte in der Zeit vom  05.05.1998 bis einschließlich  12.06.1998 
 
Jüchen, den _________________ 
 
___________________________ 
(Bürgermeister) 
 
3. Öffentliche Auslegung 
 
Der Rat der Gemeinde Jüchen hat in seiner Sitzung am  09.12.1999 den 
Entwurf des Bebauungsplanes sowie die Entwurfbegründung und die 
öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs.2 BauGB beschlossen. 
 
Ort- und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am  16.12.1999 
ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes und die zugehörige Begründung haben 
gem. § 3 Abs.2 BauGB in der Zeit vom  10.01.2000  bis 10.02.2000 
einschließlich öffentlich ausgelegen. 
 
Jüchen, den ____________ 
 
_______________________ 
(Bürgermeister) 
 
4. Satzungsbeschluss 
 
Der Rat der Gemeinde Jüchen hat nach Prüfung der fristgerecht vorgebrachten 
Anregungen, gem. § 3 Abs.2 BauGB in der Sitzung am ___________ den  
Bebauungsplan, sowie die Begründung als Entscheidungsbegründung gem. 
§ 10 Abs.1 BauGB beschlossen. 
 
Jüchen, den ________________ 
 
__________________________ 
(Bürgermeister)  
 
5. Inkrafttreten 
 
Der Bebauungsplan wurde aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
Aus diesem Grunde bedarf es nach §10 Abs.2 BauGb  keiner Genehmigung des 
Bebauungsplanes. 
Der Beschluß des Bebauungsplanes wurde am: _____________ 
ortsüblich bekannt gemacht. Mit der Bekanntmachung ist der Bebauungsplan 
in Kraft getreten. 
 
 
Jüchen, den _________________ 
 
___________________________ 
(Bürgermeister) 
 
 


